Geschaftsordnung fur den Rat der Stadt Arnsberg
und seine Ausschusse
Stand: 10.12.2020

Geschaftsordnung des Rates
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Vorbereitung der Ratssitzungen

§1
Einberufung des Rates

Die*Der Birgemeister*in beruft den Rat ein durch Ubersendung einer Einladung an alle
Ratsmitglieder sowie an die Beigeordneten und Fachbereichsletertinnen der Stadtverwal-
tung.

In der Einladung, die auch per eMail erfolgen kann, sind Zeit, Ort und Tagesordnung der Sit-
zung anzugeben. Der Einladung sollen schiriftliche Erlauterungen zu den einzelnen Verhand-
lungsgegenstanden (Vorlagen) beigegeben werden.

§2
Ladungsfrist

Die Einladung muss den Ratsmitgliedem mindestens neun volle Tage vor dem Stzungstag
zugehen, den Tag der Absendung nicht eingerechnet.

In besonders dringenden Fallen kann die Ladungsfrist bis auf drei volle Tage abgekirzt wer-
den. Die Dringlichkeit ist in der Einladung zu begriinden.

§3
Aufstellung der Tagesordnung

Die*Der Burgemeister*in setzt die Tagesordnung fest. Se*Er hat dabei Vorschlage aufzu-
nehmen, die ihrsihm in schriftlicher Form spatestens am 12. Tag vor dem Sitzungstag von
mindestens einem Finftel der Ratsmitglieder oder einer Fraktion unter Berufung auf § 48
Abs. 1 Satz 2 GO vorgelegt werden.

Antrage, die der*dem Burgemeister*in von einer Fraktion oder von mindestens einem Funf-
tel der Ratsmitglieder spéatestens am 12. Tage vor der Sitzung zur Aufnahme in die Tages-
ordnung zugehen, sind von ihm auf die Tagesordnung zu setzen. Der Rat verweist den An-
trag an den Haupt- und Fnanzausschuss, der darliber entscheidet, ob und wie - ggf. mit
Bearbeitungsvorgaben - der Antrag weiter behandelt werden soll.

Ausnahmsweise kann der Rat einen Antrag zur abschlielenden Ededigung unmittelbar an
einen Fachausschuss oder mit Zustimmung der Antragsstellersinnen an die Venwaltung zur
abschlieenden Ededigung verweisen.

Die*Der Burgemeistertin legt die Reihenfolge der einzelnen Tagesordnungspunkte fest und

bestimmt unter Beachtung der gesetzlichen Vorschiiften, welche Tagesordnungspunkte in
nichtoffentlicher Sitzung behandelt werden sollen.
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(4) Betrifft ein Vorschlag eine Angelegenheit, die nicht in den Aufgabenbereich der Stadt
Arnsberg fallt, weist die*der Burgemeister*in in der Tagesordnung darauf hin, dass die Ange-
legenheit durch Geschaftsordnungsbeschluss vom Rat von der Tagesordnung wieder abzu-
setzen ist.

§4
Offentliche Bekanntmachung

Zeit, Ort und Tagesordnung der Ratssitzung sind von derdem Birgermeister*in rechtzeitig offent-
lich bekanntzumachen. Die Bekanntmachung erfolgt in der Form, die die Hauptsatzung hierfur
vorschreibt.

§5
Anzeigepflichtbei Verhinderung

(@) Ratsmitglieder, die verhindert sind, an einer Sitzung teilzunehmen, haben dies unverziglich,
spatestens zu Beginn der Stzung, der*dem Blrgermeistertin mitzuteilen bzw. mitteilen zu las-
sen.

(2) Entsprechendes gilt fur Ratsmitglieder, die die Sitzung vorzeitig verlassen wollen.

2. Durchfiihrung der Ratssitzungen

2. a) Allgemeines

86
Offentlichkeit der Ratssitzungen

(@) Die Stzungen des Rates sind Offentlich. Alle haben das Recht, als Zuhorersin an 6ffentlichen
Ratssitzungen teilzunehmen, soweit dies die raumlichen Verhdltnisse gestatten. Die Zuho-
rer*innen sind - aulRerim Falle des 8§ 18 (Fragestunde von Einwohnerfsinnen*) - nicht berech-
tigt, das Wort zu ergreifen, Beifall oder Missbilligung zu auflern oder sich sonst an den Ver-
handlungen des Rates zu beteiligen.

(2) Fur folgende Angelegenheiten wird die Offentlichkeit ausgeschlossen:

a) Liegenschaftssachen
b) Personalangelegenheiten

c) Standortplanungen fur 6ffentliche Vorhaben auerhalb der Bauleitplanung, soweit der
Grundemnwerb der Stadt noch aussteht

d) Vergabe von Auftragen und Aushandeln von Vertrdgen im Rahmen des wirtschatftli-
chen Wettbewerbs

e) Angelegenheiten der zivilen Verteidigung

f) Angelegenheiten der Rechnungsprifung mit Ausnahme der Beratung des Jahresab-
schlusses und der Entlastung des Blrgermeisters (8 96 Abs. 1 GO)

g) Angelegenheten, be denen die personlichen oder wirtschaftlichen Verhaltnisse oder
die Bewertung von Leistungen oder Vermogensgegenstédnden von Privatpersonen oder
von privaten Untemehmen in die Beratung einbezogen werden

h) Angelegenheiten, deren Geheimhaltung gesetzlich vorgeschrieben ist
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i) Angelegenheiten, deren Beratung in der offentlichen Sitzung dem Gemeinwohl oder
den berechtigten Interessen der Stadt oder einzelnen Personen zuwideraufen wirde.

Dies gilt nicht, wenn im Einzelfall weder Grinde des offentlichen Wohls noch berechtigte
Anspruche oder Interessen Einzelner den Ausschluss der Offentlichkeit gebieten.

Daruber hinaus kann auf Vorschlag der*des Burgermeisterin | Birgermeisters oder auf Antrag
eines Ratsmitgliedes fir einzelne Angelegenheiten die Offentlichkeit ausgeschlossen wer-
den. Antrage und Vorschlage auf Ausschluss der Offentlichkeit durfen nur in nichtoffentli-
cher Sitzung begrindet und beraten werden. Falls dem Antrag oder dem Vorschlag statt-
gegeben wird, ist die Offentlichkeit in geeigneter Weise zu unterrichten, dass in nichtoffentli-
cher Sizung weiter verhandelt wird (8 48 Abs. 2 GO).

Personenbezogene Daten dirfen offenbart werden, soweit nicht schitzenswerte Interessen

Einzelner oder Belange des 6ffentlichen Wohls iibemwiegen; erforderichenfalls ist die Offent-
lichkeit auszuschliel3en.

87
Vorsitz

Die*Der Burgemeister*in fuhrt den Vorsitz im Rat. Im Falle ihrer*seiner Verhinderung tber-
nimmt seine Stelivertretung den Vorsitz. Die Reihenfolge der Stellvertretung bestimmt sich
aufgrund desWahlergebnisses nach 8§ 67 Abs. 2 GO.

Die*Der Burgermeistersin bzw. derdie nach Abs. 1 Vorstzende der Sitzung hat die Sitzung
sachlich und unparteiisch zu leiten. Er*Sie handhabt die Ordnung in der Sitzung und bt das
Hausrecht (§ 51 GO) aus.

§8
Beschlussfahigkeit

Vor Eintritt in die Tagesordnung stellt der Birgermeister die ordnungsgemafe Einberufung
sowie die Beschlussfahigkeit des Rates fest und lasst dies in der Niederschrift vermerken.

Der Rat ist beschlussfahig, wenn mehr als die Halfte der gesetzlichen Mitgliederzahl anwe-
send ist. Er gilt als beschlussfahig, solange seine Beschlussunfahigkeit nicht festgestellt ist (8
49 Abs. 1 GO).

Wird im Laufe der Sitzung die Beschlussfahigkeit bezweifelt, so hat der Birgermeister vor der
Abstimmung die Beschlussfahigkeit zu prifen. Stellt er die Beschlussunfahigkeit fest, so hat er
die Stzung sofort aufzuheben.

§9
Befangenheit von Ratsmitgliedern

Muss ein Ratsmitglied annehmen, nach §8 50 Abs. 6, 43 Abs. 2, 31 GO von der Mitwirkung an
der Beratung und Entscheidung ausgeschlossen zu sein, so hat es den AusschlieRungsgrund
vor Eintritt in die Verhandlung unaufgefordert der*dem Blrgermeister*in anzuzeigen und
den Sitzungsraum zu verassen; bei einer 6ffentlichen Stzung kann das Ratsmitglied sich in
dem fir die Zuhorer bestimmten Teil des Sitzungsraumes aufhalten.

In Zweifelsfallen entscheidet der Rat dartiber, ob ein Ausschliefungsgrund besteht.

Verstofit ein Ratsmitglied gegen die Offenbarungspflicht nach Abs. 1, so stellt der Rat dies
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durch Beschluss fest. Der Ratsbeschluss ist in die Niederschiift aufzunehmen.

Die Regelungen gelten auch fur die*den Burgermeistertin mit der Maligabe, dass er die Be-
fangenheit dem*der stellvertretenden Burgermeister*in vor Eintritt in die Verhandlungen an-
zeigt.

§10
Teilnahme an Sitzungen

Die*Der Burgermeistertin, die Beigeordneten und die Fachbereichdeitersinnen nehmen an
den Stzungen des Rates teil.

Die*Der Burgemmeistertin ist berechtigt und auf Verlangen mindestens eines Ratsmitgliedes
vempflichtet, zu einem Punkt der Tagesordnung vor dem Rat Stellung zu nehmen. Auch
die*der Beigeordnete ist hierzu verpflichtet, falls es der Rat oder die*der Blirgemeistertin
verdangt (8§ 69 Abs. 1 GO).

Mitglieder der Ausschisse kdnnen an den nichtoffentlichen Sitzungen des Rates als Zuho-
rer*innen teilnehmen, soweit der Aufgabenbereich durch den Beratungsgegenstand be-
rihrt wird. Die Teilnahme als Zuhorersin begrindet keinen Anspruch auf Ersatz des Ver-
dienstausfalls und auf Zahlung von Sitzungsgeld. (8 48 Abs. 4 GO).

b) Gangder Beratungen

§11
Anderung und Erweiterung der Tagesordnung

Der Rat kann beschlielen,

a) die Reihenfolge der Tagesordnungspunkte zu andern,

b) Tagesordnungspunkte zuteilen oder miteinander zu verbinden,

c) Tagesordnungspunkte abzusetzen.

Die Vemnweisung eines zur Beratung in 6ffentlicher Sitzung vorgesehenen Tagesordnungs-
punktes in die nichtoffentliche Sitzung darf nur dann erfolgen, wenn es sich um ene
geheimhaltungsbedirftige Angelegenheit im Sinne von 8 6 Abs. 2 - 4 Geschéaftsordnung
handelt.

Die Tagesordnung kann in der Stzung durch Beschluss des Rates enweitert werden, wenn es
sich um Angelegenheiten handelt, die keinen Aufschub dulden oder die von &uRerster
Dringlichkeit sind (8§ 48 Abs. 1 GO). Der Ratsbeschluss ist in die Niederschrift aufzunehmen.

Zu Antragen, die Mehrausgaben oder Mindereinnahmen gegeniiber Ansatzen des Haus-

haltsplans zur Folge haben, muss vor der Behandlung im Rat ein Beschluss des Haupt- und
Finanzausschusses eingeholt werden.

Ist aufgrund des Vorschlags einer Fraktion oder eines Finftels der Ratsmitglieder eine Ange-
legenheit in die Tagesordnung aufgenommen worden, die nicht in den Aufgabenbereich
der Stadt fallt, setzt der Rat durch Beschluss nach 8§ 11 Abs. 1 Buchst. c) der Geschéaftsord-
nung die Angelegenheit von der Tagesordnung ab.

Wird nach Aufruf eines Tagesordnungspunktes, der eine Angelegenheit betrifft, die nicht in
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den Aufgabenbereich der Stadt Arnsberg fallt, ein Geschaftsordnungsantrag nach Absatz 3
aus der Mitte der Ratsmitglieder nicht gestellt, stellt die*der Blurgermeistertin von Amts we-
gen den Antrag und lasst dariiber abstimmen.

§12
Redeordnung

Die*Der Burgermeister*in ruft jeden Punkt der Tagesordnung nach der vorgesehenen oder
beschlossenen Reihenfolge unter Bezeichnung des Verhandlungsgegenstandes auf und
stelt die Angelegenheit zur Beratung.

Wird eine Angelegenheit beraten, die auf Vorschlag von einem Funftel der Ratsmitglieder
oder einer Fraktion in die Tagesordnung aufgenommen worden ist (8 3 Abs. 1 dieser Ge-
schaftsordnung), so ist zunachst den Antragstellerrinnen Gelegenheit zu geben, ihren Vor-
schlag zu begrinden.

Ist eine Berichterstattung vorgesehen, so erhalt zunachst die*der Berichterstatter*in das
Wort.

Hinsichtlich der Angelegenheiten, die nicht in den Aufgabenbereich der Stadt Arnsberg
fallen, gilt 8 11 Abs. 3 und 4 Geschaftsordnung.

Ein Ratsmitglied, das das Wort ergreifen will, hat sich durch Aufheben der Hand zu melden.
Die*Der Birgermeistertin erteilt das Wort in der Reihenfolge der Wortmeldungen. Hat ein*e
Redner*in schon zum Tagesordnungspunkt gesprochen, so istihm erst wieder dasWort zu er-
teilen, wenn die Ratsmitglieder, die sich zum ersten Mal zu Wort gemeldet haben, gespro-
chen haben. Berichterstattung und Meldungen zur Geschaftsordnung bleiben davon unbe-
rahrt.

AuRerhalb der Reihenfolge erhalt ein Ratsmitglied das Wort, wenn es Antrage zur Ge-
schaftsordnung stellen oder sich sonst zur Geschaftsordnung melden will.

DerrDem Blrgermeistertin muss auf Verlangen auch auferhalb der Reihenfolge das Wort
erteilt werden.

Die Redezeit betragt hochstens funf Minuten, bei Geschaftsordnungsdebatten hochstens
zwel Minuten. Der Rat kann die Redezeit durch Beschluss verldangem oder verkirzen. En

Ratsmitglied darf hochstens drei Mal zum selben Punkt der Tagesordnung sprechen; Antra-
ge zur Geschaftsordnung bleiben hiervon unberiihrt.

Der Rat kann vor Eintritt in die Behandlung eines Tagesordnungspunktes die Dauer der Ver-
handlung zu diesem Punkt festsetzen und die Redezeit fir jede Fraktion begrenzen. Jede
Fraktion hat mindestens Anrecht auf eine*n Redner*in. Die Rechte und Pflichten der*des
BUrgemeisterin | Burgermeisters sowie der Beigeordneten und der Fachbereichsleitertinnen
bleiben durch die Begrenzung der Redezeit unberhrt.

Wenn der*die Redner*in einverstanden ist, erteilt die*der Birgemeisterin auf entsprechen-
de Wortmeldung das Wort zu einer Zwischenfrage. Sie*Er soll in gleichem Zusammenhang
nicht mehr als zwei Zwischenfragen zulassen.

§13
Antrage zur Geschéaftsordnung



(1)

(2

3

Antrage zur Geschéaftsordnung konnen jederzeit von jedem Ratsmitglied gestellt werden.
Dazu gehoren insbesondere folgende Antrage:

a) auf Schluss der Aussprache (8§ 14),

b) auf Schluss der Rednerliste (8 14),

c) aufVemweisung an einen Ausschuss oder an die*den Blurgemeister*in,

d) aufVertagung eines Tagesordnungspunktes,

e) auf Unterbrechung oder Aufhebung der Sitzung,

f) auf Ausschluss oder Wiederherstellung der Offentlichkeit,

g) aufnamentliche oder geheime Abstimmung,

h) auf Anderung der Tagesordnung.

Uber Antrage zur Geschaftsordnung hat der Rat gesondert vorab zu entscheiden. Ein An-
trag zur Geschaftsordnung ist angenommen, wenn ihm nicht widersprochen wird. Bei Wider-
spruch ist nach Anhérung einer Gegenrede sofort abzustimmen. Der*Dem Birgermmeistertin
ist auf Verlangen vor der Entscheidung Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.

Werden mehrere Antrage zur Geschaftsordnung gleichzeitig gestellt, so ist Uber den jeweils
weitergehenden Antrag zuerst abzustimmen. In Zw eifelsfallen bestimmt die*der Birgermeis-
ter*in die Reihenfolge der Abstimmung.

814
Schluss der Aussprache, Schluss der Rednerliste

Jedes Ratsmitglied, das sich nicht an der Beratung betelligt hat, kann beantragen, dass die Bera-
tung des Tagesordnungspunktes beendet oder die Rednerliste geschlossen wird. Wird ein solcher

Antrag gestellt, so gibt die*der Burgermeistersin die bereits voriegenden Wortmeldungen be-
kannt.

(1)

)

)

§15
Antrage zur Sache

Die Grundlage der Debatte und der Abstimmung zu einem Tagesordnungspunkt ist der An-
trag in der vom Haupt- und Fnanzausschuss verabschiedeten Form, soweit der Rat nicht
etwas anderes beschlieflt (Hauptantrag).

Jedes Ratsmitglied, jede Fraktion und die*der Blirgemeisterin sind berechtigt, Zusatz- und
Anderungsantrage zum Hauptantrag zu stellen. Die Antrage mussen einen abstimmungsfa-
higen Beschlussentwurf enthalten, sie sind bei umfangreichem Beschlussvorschlag schiiftlich
zu stellen und sie missen mit einem Deckungsvorschlag verbunden werden, wenn sie Mehr-

ausgaben oder Mindereinnahmen gegentiber den Ansatzen des Haushaltsplanes zur Folge
haben.

816
Abstimmung

Nach Abschluss der Aussprache stellt die*der Burgermeisterin den Hauptantrag zur Ab-
stimmung. Uber Abanderungs- und Erganzungsantrage ist vor der Entscheidung Uber den
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Hauptantrag abzustimmen. Dabei hat der weitestgehende Abanderungs- und Erganzungs-
antrag Vorrang. In Zw eifelsfallen bestimmt die*der Burgermeistertin die Reihenfolge der Ab-
stimmung.

Die Abstimmung erfolgt im Regelfall durch Handzeichen, sofern nicht Einmutigkeit festge-
stellt wird.

Auf Antrag von mindestens einem Fiunftel der Ratsmitglieder erfolgt namentliche Abstim-
mung. Bei namentlicher Abstimmung ist die Stimmabgabe jedes Ratsmitgliedes in der Nie-
derschiift zu vermerken.

Auf Antrag von mindestens einem Funftel der Ratsmitglieder wird geheim abgestimmt. Die
geheime Abstmmung erfolgt durch Abgabe von Stimmzetteln. Eine unbeobachtete
Stimmabgabe ist sicherzustellen.

Wird zum selben Tagesordnungspunkt sowohl ein Antrag auf namentliche als auch auf ge-
heime Abstimmung gestellt, so hat der Antrag auf geheime Abstimmung Vorrang.

Das Abstimmungsergebnis wird von derdem Birgermeister*in bekanntgegeben und in der
Niederschiift festgehalten.

8§17
Fragerecht der Ratsmitglieder

Jedes Ratsmitglied ist berechtigt, schriftiche Anfragen, die sich auf Angelegenheiten der
Stadt Arnsberg beziehen, an die*den Blirgermeister*in zu richten. Anfragen sind mindestens
funf Werktage vor Beginn der Ratssitzung derrfdem Blrgermmeistertin zuzuleiten. Die Beant-
wortung hat schiiftlich zu erfolgen, wenn die*der Fragesteller*in es verlangt.

Anfragen mussen in Form einer oder mehrerer kurzer Einzelfragen gestellt werden. Sie dirfen
weder eine Begrindung noch eine Stellungnahme enthalten.

Die Anfragen werden in der Ratssitzung in einer Fragestunde von hodchstens 30 Minuten
Dauer beantwortet. Sie werden in der Reihenfolge ihrer Eingange aufgerufen. Hat ein*e
Fragestellersin mehr als eine Anfrage gestellt, so werden die weiteren Anfragen erst nach

der Beantwortung der Ubrigen Anfragen aufgerufen. Nur die*der Fragesteller*in kann eine
Zusatzfrage stellen. Eine Aussprache findet nicht statt.

Anfragen, die in der jeweiligen Fragestunde nicht beantwortet werden, sind je nach dem
Antrag der*des Fragestellerin | Fragestellers entweder schiiftlich in der Niederschriift der Rats-
sitzung zu beantworten oder in der Fragestunde der nachstfolgenden Ratssitzung emeut als
Anfragezu behandeln.

Fur Anfragen, die in nichtoffentlicher Sitzung zu behandeln sind, finden Abs. 3 und Abs. 4
entsprechende Anwendung.

§ 12 Geschaftsordnung findet keine Anwendung.

Anfragen dirfen zurickgewiesen werden, wenn

a) sie nicht den Bestimmungen der Abs. 1 oder 2 entsprechen,

b) die begehrte Auskunft demselben oder einer*einem anderen Fragesteller*in innerhalb
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der letzten sechs Monate bereits erteilt wurde,

c) die Beantwortung offenkundig mit einem unverh@tnismalig hohen Aufwand verbun-
den wére.

§18
Fragerecht von Einwohner*innen

Der Rat kann beschlieen, dass eine Fragestunde fur Einwohner*innen in die Tagesordnung
der nachstfolgenden Ratssitzung aufgenommen wird. In diesem Falle ist jede*r Enwohner*in
der Stadt Arnsberg berechtigt, nach Aufruf des Tagesordnungspunktes mindliche Anfragen
an die*den Blrgermeister*in zu richten. Die Anfragen mussen sich auf Angelegenheiten der
Stadt beziehen.

Melden sich mehrere Einwohner*innen gleichzeitig, so bestimmt die*der Birgermeister*in die

Reihenfolge der Wortmeldungen. Jede*r Fragestellertin ist berechtigt, hdchstens zwei Zusatz-
fragen zu stellen.

Die Beantwortung der Anfrage erfolgt im Regelfale mundlich durch die*den Birgemeis-
terin. Ist eine sofortige Beantwortung nicht moglich, so kann die*der Fragestellertin auf eine
schriftliche Beantwortung verwiesen werden. Eine Aussprache findet nicht statt.

Unter Berlicksichtigung der Abs. 1 bis 3 kbnnen auch die Bezirksausschisse beschlielien,
dass eine Fragestunde fir Einwohner*innen in die Tagesordnung der nachstfolgenden Be-
zitksausschusssitzung aufgenommen wird.

8§19
Wahlen

Wahlen werden durch offene Abstimmung vollzogen. Die Abstimmung erfolgt im Regelfall
durch Handzeichen.

Wenn das Gesetz es bestimmt oder wenn ein Ratsmitglied oder die*der Blrgermeistertin der
offenen Abstimmung widerspricht, erfolgt die Wahl geheim durch Abgabe von Stimmzet-
teln. Auf dem Stimmzettel ist der Name der*des zu Wahlenden anzugeben oder anzukreu-
zen. Unbeschiiftete Stimmzettel gelten als Stimmenthaltung.

Gew ahit ist die vorgeschlagene Person, die mehr als die Halfte der gultigen Stimmen erhal-
ten hat. Nein-Stimmen gelten als glitige Stimmen. Erreicht niemand mehr als die Halfte der
Stimmen, so findet zwischen den Personen, welche die beiden hdchsten Stimmenzahlen er-
reicht haben, eine engere Wabhl statt. Gewabhit ist, wer in dieser engeren Wahl die meisten
Stimmen auf sich vereinigt. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los (§ 50 Abs. 2 GO).

Fir die Besetzung von Ausschissen des Rates gilt 8 50 Abs. 3 GO.

c) Ordnungin den Sitzungen

§20
Ordnungsgewalt und Hausrecht
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In den Sitzungen des Rates handhabt die*der Burgermeister*in die Ordnung und Ubt das
Hausrecht aus. Seiner Ordnungsgewalt und seinem Hausrecht unteriegen vorbehaltlich der
88 21 - 23 dieser Geschaftsordnung alle Personen, die sich wéahrend einer Ratssitzung im Sit-
zungssaal authalten.

Zuhdrersinnen, die Beifall oder Missbiligung &uRern, die Ordnung oder Anstand verletzen
oder die ohne Genehmigung der*des Blurgermeisterin | Birgermeisters Tonaufnahmen ma-
chen, kann die*der Burgemmeistertin aus dem Stzungssaal verweisen und entfernen lassen.

Entsteht wahrend einer Sitzung des Rates unter den Zuhdrersinnen stérende Unruhe, so kann
die*der Burgemeister*in nach vorheriger Abmahnung den fir die Zuschauer*innen be-
stimmten Teil des Sitzungssaales raumen lassen.

§21
Ordnungsruf und Wortentziehung

Redner*sinnen, die vom Thema abschweifen, kann die*der Birgermeister*in zur Sache rufen.

Redner*sinnen, die ohne Wortertellung das Wort ergreifen oder die vorgeschriebene Rede-
zeit trotz entsprechender Abmahnung Uberschreiten, kann die*der Burgermeister*in zur Ord-
nung rufen.

Hat ein*e Redner*in bereits zweimal einen Ruf zur Sache (Abs. 1) oder einen Ordnungsruf
(Abs. 2) erhalten, so kann die*der Burgermeistertin ihrsihm das Wort entziehen, wenn die*der
Rednersin Anlass zu einer weiteren Ordnungsmalinahme gibt. Einer'Einem Redner*in,
der*dem das Wort entzogen ist, darf es in derselben Ratssitzung zu dem betreffenden Tages-
ordnungspunkt nicht wieder erteilt werden.

8§22
Ausschluss aus der Sitzung und Entzug der Sitzungsentschadigung

Ein Ratsmitglied kann durch Beschluss des Rates nach § 51 Abs. 2 GO fir eine oder mehrere
Sitzungen ausgeschlossen und ihm kénnen die auf den Sitzungstag entfallenden Entschadi-
gungen ganz oder teilw eise entzogen werden, wenn das Ratsmitglied

a) nach wiederholtem Ordnungsruf und nach Androhung des Sitzungsausschlusses seitens
der*des Vorsitzenden sein stérendes Verhalten fortsetzt
oder

b) in gréblicher Weise die Ordnung verletzt.

Der Ausschluss bewirkt, dass das Ratsmitglied fir den festgelegten Zeitraum auch an den
Sitzungen der Ausschisse nicht teilnehmen darf.

Halt die*der Burgemmeistertin die Voraussetzungen fir den Ausschluss eines Ratsmitglieds
nach Abs. 1 fir gegeben und halt sie*er den sofortigen Ausschluss des Ratsmitgliedes fur er-
forderlich, so kann sie*er den sofortigen Ausschluss verhangen und durchfiihren. Der Rat be-
findet Gber die Berechtigung dieser MaRnahmen in der nachsten Sitzung (8 51 Abs. 3 GO).

§23

Einspruch gegen OrdnungsmalRnahmen



(1)

(2

-10 -

Gegen Ordnungsmalnahmen nach 8 22 dieser Geschaftsordnung steht der*dem Betroffe-
nen der Einspruch zu.

Uber die Berechtigung der OrdnungsmafRnahme befindet alsdann der Rat in der nachsten
Sitzung ohne die Stimme der*des Betroffenen. Dieser*Diesem ist Gelegenheit zur Stellung-
nahmezu geben. Die Entscheidung des Rates ist der*dem Betroffenen zuzustellen.

8§24
Sonstige Ordnungsmafnahmen

Wird die Sitzung von Sitzungsteilnehmertinnen, von Zuhdrerfinnen oder von aulien gestort, so kann
die*der Burgermeistertin die Sitzung unterbrechen. Halt se*er die Unterbrechung der Stzung und
anderen Ordnungsmalinahmen nicht fur geeignet, einen im Wesentlichen ungestdrten Sitzungs-
ablaufzu sichern, so kann sie*er die Stzung aufheben.

3.

(1)

(2)

3

(4)

Niederschrift Giber die Ratssitzungen, Unterrichtung der Offentlichkeit

8§25
Niederschrift

Uber die im Rat gefassten Beschliisse ist durch die*den Schriftfiihrerin eine Niederschrift auf-
zunehmen. Die Niederschriift muss enthalten:

a) die Namen der anwesenden und der fehlenden Ratsmitglieder,
b) die Namen der sonstigen an den Beratungen teilnehmenden Personen,

c) Ortund Tag sowie Zeitpunkt des Beginns, einer etwaigen Unterbrechung und der Been-
digung der Sitzung,

d) die behandelten Beratungsgegenstande,
e) diegestelten Antrage,

f) die gefassten Beschliisse und die Ergebnisse von Wahlen.

Eine in der Sitzung abgegebene Erklarung ist der Niederschiift als Anlage beizuftigen, falls

die*der Redner*in dies in der Sitzung ausdriicklich verdangt und den Wortlaut derdem Bir-
gemeistertin binnen 3 Tagen nach der Sitzung schiiftlich enreicht.

Der*Die Schriftfuhrersin wird vom Rat bestellt. Soll ein*e Bedienstete*r der Stadtverwaltung
bestellt werden, so erfolgt die Bestellung im Benehmen mit der*dem Birgermeister*in.

Die Niederschiift wird von derrdem Biurgemeisterin und der*dem SchrftfUhrer<in unter-
zeichnet. Verweigert eine*r der Genannten die Unterschrift, so ist diesin der Niederschrift mit
ihrer*seiner schriftichen Begrindung zu vermerken. Die Niederschrift ist allen Ratsmitglieder
innerhalb einer Frist von 14 Tagen nach der Sitzung zuzuleten. Die Niederschiift ist allen
Ratsmitglieder in der Form zuzuleiten, wie die Einberufung erfolgt. Dabei ist sicherzustellen,
dass unberechtigte Dritte keinen Zugriff auf den Teil der Niederschriift nehmen kénnen, diein
nichtoffentlicher Sitzung behandelt wurden.

§ 26
Unterrichtung der Offentlichkeit



(1)

(2)

©)
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Uber den wesentlichen Inhalt der vom Rat gefassten Beschliisse ist die Offentlichkeit in ge-
eigneter Weise zu unterrichten.

Dies kann dadurch geschehen, dass die*der Birgemeister<in den Wortlaut eines vom Rat
gefassten Beschlusses in 6ffentlicher Sitzung velriest und ihn erfordedichenfalls auRerdem
nach der Sitzung der 6rtlichen Presse zuganglich macht.

AuRerhalb der Ratssitzungen obliegt die Unterrichtung der Offentlichkeit iiber die vom Rat
gefassten Beschliisse derdem Blrgermeister*in.

Die Unterrichtung nach den vorstehenden Absatzen gilt grundsatzlich auch fur Beschlusse

des Rates, die in nichtoffentlicher Sitzung gefasst werden, es sel denn, dass der Rat im Einzel-
fall ausdriicklich etwas anderes beschlossen hat.

Geschaftsordnung der Fachausschiisse des Rates

§ 27
Grundregel

Auf das Verfahren in den Ausschissen finden grundsatzlich die fur den Rat geltenden Vorschriften
entsprechend Anwendung, soweit nicht 8 28 dieser Geschaftsordnung abweichende Regelun-

gen enthalt.
§ 28
Abweichungen fur das Verfahren der Ausschusse
(1) Die*Der Ausschussvorstzende setzt die Tagesordnung im Benehmen mit der*dem Birger-

(2

3

(4)

®)

meistertin fest (8 58 Abs. 2 Satz 2 GO). Die*Der Ausschussvorsitzende ist auf Verlangen
der*des Burgemeisterin | Burgermeisters bzw. auf Antrag einer Fraktion verpflichtet, einen
Gegenstand in die Tagesordnung aufzunehmen.

Uber Zeit, Ort und Tagesordnung der Ausschussstzungen unterrichtet die*der Birgermeis-
tersin die Offentlichkeit in geeigneter Weise, ohne dass es einer 6ffentlichen Bekanntma-
chung nach 8 4 dieser Geschaftsordnung bedarf.

Die Beschlussfahigkeit von Ausschiissen ist Uber § 8 Abs. 1 Satz 2 dieser Geschéaftsordnung
hinaus nur dann gegeben, wenn die Zahl der anwesenden Ratsmitglieder die Zahl der an-
wesenden sachkundiger Burgersinnen (stimmberechtigte Ausschussmitglieder nach § 58
Abs. 3 GO) uUbersteigt; Ausschisse gelten auch insoweit als beschlussfahig, solange ihre Be-
schlussunfahigkeit nicht festgehalten ist. Bei der Berechnung der Beschlussfahigkeit werden
vom Rat nach 8 58 Abs. 1 Satz 7 GO bestellte Ausschussmitglieder mit nur beratender Stim-
me nicht mitgezahlt (8§ 58 Abs. 1 Satz 10 GO).

Fur den Jugendhilfeausschuss gelten die sondergesetzlichen Bestimmungen.

Die*Der Burgemeister*in, die Beigeordneten und die Fachbereichsletertinnen sind berech-
tigt und auf Verlangen eines Ausschusses in Angelegenheiten ihres Geschéaftsbereiches ver-
pflichtet, an dessen Sitzungen teilzunehmen.

Die*Der Burgermeistertin ist berechtigt und auf Vedangen mindestens eines Ausschussmit-

gliedes verpflichtet, zu einem Punkt der Tagesordnung vor dem Ausschuss Stellung zu neh-
men.

Die*Der Blrgermeister*in ist zu allen Ausschusssitzungen einzuladen. Sie*Er hat das Recht, mit


https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_detail?sg=0&menu=1&bes_id=6784&anw_nr=2&aufgehoben=N&det_id=464684

(6)

)

(8)

©)

(10)

(11)

(1)

(2
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beratender Stimme an den Sitzungen teilzunehmen; ihrsihm ist auf Verdangen jederzeit das
Wort zu erteilen. Die Niederschiiften der Ausschusssitzungen sind der*dem Birgemeistertin
zuzuleiten.

Ratsmitglieder kbnnen an den nichtoffentichen Stzungen auch solcher Ausschusse teil-
nehmen, denen sie nicht angehoren. Sachkundige Blrgerinnen, die zu stellvertretenden
Ausschussmitgliedern gewahit worden sind, kdnnen an den nichtéffentlichen Sitzungen die-
ses Ausschusses als Zuhdrer*innen teilnehmen.

Ebenso konnen auch die Mitglieder anderer Ausschisse an den nicht6ffentlichen Sitzungen

eines Ausschusses als Zuhorertinnen teilnehmen, soweit deren Aufgabenbereich durch den
Beratungsgegenstand berihrt wird.

Sachantrage kénnen von jedem Ausschussmitglied gestellt werden. Sachantrage, die wah-
rend der Sitzung zu einem Punkt der Tagesordnung gestellt werden, bedirfen nicht der
Schriftform.

Die Ausschisse konnen in Einzelfragen Sachverstdndige und einzelne Einwohnersinnen an-
horen (8 58 Abs. 3 Satz 6 GO).

§ 17 dieser Geschaftsordnung findet auf Ausschisse keine Anwendung. Mindliche Anfra-
gen der Ausschussmitglieder sind zulassig. 8 25 (Unterichtung der Offentlichkeit) gilt ent-
sprechend nur fur Beschlusse, durch die Entscheidungen getroffen werden.

Bei Z2weifel Uber die Anwendung der Geschaftsordnung entscheidet die*der Ausschussvor-
sitzende.

8 12 Abs. 6 dieser Geschaftsordnung findet auf Ausschiisse keine Anwendung.

8§29
Einspruch gegen Beschllsse entscheidungsbefugter Ausschisse

Beschliisse von Ausschiussen mit Entscheidungsbefugnis kénnen erst durchgefiihrt werden,
wenn innerhalb von drei Werktagen weder von der*dem Birgermeisters<in noch von mindes-
tens einem Funftel der Ausschussmitglieder schriftlich Einspruch eingelegt worden ist.

Die Frist beginnt mit Ablauf des Sitzungstages, an dem der Beschluss gefasst wurde.

Uber den Einspruch entscheidet der Rat.

Regelungen fir die Bezirksausschiisse des Rates

(1)

8§30
Bezirksausschisse

Auf das Verfahren in den Bezirksausschiissen finden die Vorschriften tGiber den Rat entspre-
chende Anwendung, soweit sich nicht aus den nachstehenden Absatzen Abweichendes
ergibt.



(2)
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Die fur Ausschusse geltenden Bestimmungen des § 28 Abs. 1, 2, 4 und 7 bis 11 der Geschatfts-
ordnung sind entsprechend anzuwenden. Allerdings dirfen den Bezirksausschissen mehr
sachkundige Biirger*innen als Ratsmitglieder angehdren (8 39 Abs. 4 Zffer 2 GO).

Die*Der Burgermeisterin hat das Recht, mit beratender Stimme an den Sitzungen der Be-
zirksausschusse teilzunehmen; ihrsihm ist auf Verlangen jederzeit das Wort zu erteilen. Auler-
dem haben nicht dem Bezirksausschuss als ordentliche Mitglieder angehdrende Ratsmit-
glieder, die in dem Stadtbezik wohnen oder dort kandidiert haben, das Recht, an den Sit-
zungen der Bezitksausschisse mit beratender Stimme teilzunehmen.

Zu diesem Zweck sind die*der Burgemmeistertin und diese Ratsmitglieder wie die ordentli-
chen Mitglieder der Bezirksausschisse zu deren Sitzung zu laden. Die Niederschriften der Sit-
zungen sind der*dem Birgermeistertin und den vorbezeichneten Ratsmitgliedem zuzuleiten.

§31
Behandlung von Anregungen und abweichenden
Beschlussvorschlagen von Bezirksausschiissen

Uber Anregungen von Bezitksausschiissen entsprechend § 39 Abs. 3 Satz 4 GO in Verbin-

dung mit 8 37 Abs. 5 GO an Ausschusse ist in den Ausschusssitzungen abzustimmen, soweit
ein Ausschuss die betreffende Angelegenheit nicht bereits entschieden hat.

Ebenso ist bei der Beratung von Voragen in dem fir die Entscheidung zustandigen Aus-
schuss Uber abweichende Beschlussvorschlage von Bezitksausschiissen abzustimmen.

Fraktionen

(1)

(2

©)

4)

§ 32
Bildung von Fraktionen

Fraktionen sind freiwilige Vereinigungen von Mitgliedern des Rates, die sich auf der Grund-
lage grundsatzlicher politischer Ubereinstimmungen zu moglichst gleichgerichtetem Wirken
zusammengeschlossen haben. Eine Fraktion muss aus mindestens zwei Ratsmitgliedem be-
stehen. Jedes Ratsmitglied kann nur einer Fraktion angehoren.

Die Bildung einer Fraktion ist der"dem Blrgemeistertin von derdem Fraktionsvorsitzenden
schriftlich anzuzeigen. Die Mitteilung muss die genaue Bezeichnung der Fraktion, die Namen
der*des Fraktionsvorsitzenden und ihrer*seiner Stellvertreter sowie aller der Fraktion angeho-
renden Ratsmitglieder enthalten.

Ferner ist anzugeben, wer berechtigt ist, fir die Fraktion Antrage zu stellen oder sonstige Er-

klarungen im Rat abzugeben. Unterhalt die Fraktion eine Geschaftsstelle, so hat die Mittei-
lung auch die Anschrift der Geschatftsstelle zu enthalten.

Ratsmitglieder, die keiner Fraktion angehoren, kbnnen von ener Fraktion als Hospitanten
aufgenommen werden. Bei der Feststellung der Mindeststarke einer Fraktion zahlen Hospi-
tant*innen nicht mit.

Die Auflosung einer Fraktion, der Wechsel im Fraktionsvorsitz und im stellvertretenden Frakti-
onsvorsitz sowie die Aufnahme und das Ausscheiden von Mitgliedern sind derfdem Burger-
meistertinvon derfdem Fraktionsvorsitzenden ebenfalls schiiftlich anzuzeigen.


https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_detail?sg=0&menu=1&bes_id=6784&anw_nr=2&aufgehoben=N&det_id=464665
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(5) Die Fraktionen haben hinsichtlich der Verarbeitung personenbezogener Daten (.Sd. § 4
Datenschutzgesetz Nordrhein-Westfalen (DSG NRW) i.v.m. Art. 4 Datenschutz-
Grundverordnung (DSGVO) die erforderlichen technischen und organisatorischen Malf-
nahmen zu treffen, um eine den Vorschriften der Datenschutz-Grundverordnung, des Da-
tenschutzgesetzes Nordrhein-Westfalen sowie anderer Rechtsvorschriften tUber den Daten-
schutz entsprechende Datenverarbeitung sicherzustellen. Sie sind verpflichtet, bei der Auflo-
sung der Fraktion die aus der Fraktionsarbeit erangten personenbezogenen Daten zu 16-
schen (Art. 17 Abs. 1 Alt. 2 Buchstabe a) DSGVO).

V. Datenschutz und Verschwiegenheitspflicht

§33
Verschwiegenheitspflicht

Die Mitglieder des Rates und der Ausschisse unteriegen nach Maligabe des § 30 Abs. 1 GO NW
der Verschwiegenheit.

8§34
Datenschutz

Die Mitglieder des Rates und der Ausschusse, die im Rahmen der Austibung ihrer ehrenamtlichen
Tatigkeit Zugang zuvertraulichen Unteragen, die personenbezogene Daten enthalten, haben
bzw. von ihnen Kenntnis efangen, dirrfen solche Daten nurzu dem jeweiligen, der rechtmagigen
Aufgabenerfillung dienenden Zweck verarbeiten oder offenbaren.

Die Mitglieder des Rates und der Ausschisse sind verpflichtet, vertrauliche Untelagen so aufzu-
bewahren, dass sie standig vor Kenntnisnahme und Zugriff Dritter (z. B. Familienangehorige, Besu-
cher*innen, Parteifreund*innen, Nachbartinnen etc.) gesichert sind. Dieses gilt auch fur den
Transport der Unterlagen. In begriindeten Einzelfallen ist der*dem Blrgermeistertin auf Verlangen
Auskunft Uber die getroffenen Datensicherheitsmallnahmen zu geben.

Eine Weitergabe von vertraulichen Unterlagen oder Mitteilung Uber den Inhalt an Dritte, ausge-
nommen im erforderlichen Umfang bei Verhinderung an die*den Stellvertreter*in, ist nicht zulassig.
Dies gilt auch fur die Zeit nach Ausscheiden aus dem Rat.

Vertrauliche Unterlagen sind unverziglich und dauerhaft zu vernichten bzw. zu I6schen, wenn
diese fir die Aufgabenerfiillung nicht mehr benétigt werden.

Bei einem Ausscheiden aus dem Rat oder einem Ausschuss sind alle vertraulichen Unterlagen so-
fort dauerhaft zu vernichten bzw. zu I6schen.

Das Datenschutzgesetz Nordrhein-Westfalen (DSG NRW), die Datenschutzgrundverordnung

(DSGVO) und bereichsspezifische Rechtsvorschriften des Bundes und Landes in den aktuell gulti-
gen Fassungen sind zu beachten.

VI. Schlussbestimmungen, Inkrafttreten

§35
Abweichungen von der Geschaftsordnung, Auslegung
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(1) Abweichungenvon den Vorschriften dieser Geschaftsordnung kbnnen im Einzelfall vom Rat
beschlossen werden, wenn nicht andere rechtliche Bestimmungen entgegenstehen.

(2) Bei Zweifeln Uber die Auslegung der Geschaftsordnung entscheidet die*der Blirgermeis-
tersin, wie zu verfahren ist.

§ 36
Schlussbestimmungen

Jedem Mitglied des Rates und der Ausschisse ist eine Ausfertigung dieser Geschéaftsordnung aus-
zuhandigen. Wird die Geschéaftsordnung wahrend der Wahlzeit geandert, so ist auch die gean-
derte Fassung auszuhandigen.

8§ 37
Inkrafttreten

Diese Geschaftsordnung tritt mit dem Tage nach der Beschlussfassung durch den Rat in Kraft.
Gleichzeitig tritt die frihere Geschaftsordnung vom 10.10.2019 auler Kraft.



	UII. Geschäftsordnung der Fachausschüsse des Rates
	UIV. Fraktionen
	Schlussbestimmungen

